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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr: 16. — 


(Nr. 4214.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Breslauer Stadt⸗ 
f Obligationen im Betrage von 4,200,000 Thalern. Vom 28. Maͤrz 1855. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. f | 
thun kund und fügen hiermit zu wiffen, was folgt: 


a Nachdem von dem Magiſtrat zu Breslau im Einverſtaͤndniß mit der 
Stadtverordnetenverſammlung darauf angetragen worden iſt, zur weiteren Re⸗ 
gulirung des ſtaͤdtiſchen Schuldenweſens an die Stelle der fruͤher emittirten 
vier ein halb und vier ein Viertel Prozent Zinſen tragenden, auf eine beſtimmte 
Perſon lautenden kuͤndbaren Kaͤmmerei-Obligationen zum Betrage von 1,200,000 
Thalern neue, auf jeden Inhaber lautende und mit Ainskupons verſehene Stadt⸗ 
Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des H. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine 
Zahlungsverbindlichkeit gegen jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium zur Ausſtellung von Einer Million zweimal hundert tauſend Tha⸗ 
lern Breslauer Stadt Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema, 
und zwar: 

400,000 Rthlr. zu 500 Rthlr., 
400,000 Rthlr. zu 200 Rthlr. und 
400,000 Rthlr. zu 100 Rthlr. 


auszufertigen, mit vier und einem halben Prozent vom Hundert jaͤhrlich zu 
verzinſen und, von Seiten der Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten 
Tilgungsplane durch Verlooſung in den Jahren 1855. bis 1895. einſchließlich 
zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche 
Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſe⸗ 
bung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates zu be⸗ 
willigen. f 


Jahrgang 1855. (Nr, 4211.) 36 Ur⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 14. Mai 1855. 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 28. Maͤrz 1855. i 


(L. S.) Friedrich Wilhelm 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Li tit. (Stadt⸗Wappen) N Sn 
Breslauer Stadt -Obligation, 
ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom * 


(Geſetz-Sammlung von 1855. Stuͤck .. ) 


Reichsthaler Preußiſch Kurant. 


Wi Magiſtrat der Koͤniglichen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Breslau beurkun⸗ 
den und bekennen hierdurch, daß der Inhaber dieſer Obligation in Folge einer 
baaren Einzahlung an unſere Kaͤmmerei⸗Hauptkaſſe ein Kapital von 


533 NReichsthaler Preußiſch Kurant 


von unſerer Stadt Breslau zu fordern hat. 

f Die Zinſen dieſes Kapitals werden zu vier und einem halben Prozent 
jaͤhrlich zu Johannis und Weihnachten jeden Jahres gegen Ruͤckgabe der aus⸗ 
gefertigten Zinskupons durch unſere Kaͤmmerei⸗Hauptkaſſe gezahlt. a 

Die Tilgung der in Folge des vorſtehenden Allerhoͤchſten Privilegii ver⸗ 
brieften Stadtſchuld erfolgt mittelſt Verlooſung der Obligationen nach dem 
feftgeftellten Amortiſationsplane in den Jahren 1855. bis 1895. einſchließlich, 
halbjaͤhrlich zu Johannis und Weihnachten. 

Den ſtaͤdtiſchen Behoͤrden bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den Til⸗ 
gungsfonds zu verſtaͤrken, oder auch ſaͤmmtliche Obligationen auf einmal zu 
0 wogegen den Inhabern der Obligationen ein Kuͤndigungsrecht nicht 
zuſteht. i 

Die Bekanntmachung der durch das Loos gezogenen Obligationen und 
die Kuͤndigung derſelben geſchieht durch die in Breslau erſcheinenden Zeitungen, 
das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Breslau und den Preußiſchen 
Staats⸗Anzeiger zu Berlin. i 

Mit dem Ablaufe der ſechsmonatlichen Kuͤndigungsfriſt hoͤrt die Ver⸗ 
zinſung des gekuͤndigten Kapitals auf. ü N 

Die Zuruckzahlung des Kapitals erfolgt gegen Auslieferung der Obli⸗ 
gation und der nicht verfallenen Zinskupons. In Ermangelung letzterer wird 
deren Werth von dem Kapitalsbetrage einbehalten. 8 
0 2 uͤr 


ne 
Fur die richtige Verzinſung und die Tilgung der Schuld ha 


© 


Breslau mit ihrem Geſammtvermoͤgen und Einkommen. 
Breslau, den en 
(Siegel.) 


Der Magiſtrat 
der hieſigen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 


ftet die Stadt 


5 Kupon zur Breslauer 
W Thaler Kur. / Kupon⸗ s en 
N Stent. Stadt-Obligation 
(Stadtwappen. ), 
Ne se über Thaler Kurant. 


Inhaber empfängt am 18. an halbjaͤhrigen Zinſen 


aus der Breslauer Kaͤmmerei⸗Hauptkaſſe 
ö Thaler Kurant. 
Breslau, den 


1890 5 Sees be Der Magiſtrat hieſiger Haupt- und Eingetragen im Kuponsbuche 
a Reſidenzſtadt. der Kämmerei⸗Hauptkaſſe 
i Bol 957 


feine Gültigkeit. 


Diefer Kupon verjährt nach 


(Nr. 4211-4213.) 36* (Nr, 4212.) 
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(Nr, 4212.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. April 1855., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
ö liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Frankenſtein bis an die Muͤnſterberger Kreisgrenze in der Richtung auf 

Strehlen. 5 


Nieden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Frankenſtein, im Regierungsbezirk Breslau, beabſichtigten Bau einer Chauſſee 
von Frankenſtein bis an die Muͤnſterberger Kreisgrenze in der Richtung auf 
Strehlen genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße 
zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe ge⸗ 
gen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
kommen. i 5 5 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 


Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 2. April 1855. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. o. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 8 


* 


(Nr. 4243.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. April 1855., betreffend die Beſtaͤtigung der revi⸗ 
dirten Statuten der Preußiſchen See-Aſſekuranz-Kompagnie in Stettin. 


Massen die auf Grund des Erlaſſes vom 5. Januar 1821. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung von 1825. Seite 41.) unter der Benennung „Preußiſche See⸗Aſſekuranz⸗ 
Kompagnie“ in Stettin errichtete Geſellſchaft in der Generalverſammlung vom 
30. Maͤrz 1854. ihr Fortbeſtehen auf weitere funfzig Jahre vom 1. Mai d. J. 
und die Reviſion der Geſellſchaftsſtatuten beſchloſſen hat, will Ich den 1 

Folge 


1 
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Folge dieſes Beſchluſſes in dem notariellen Akte vom 30. Maͤrz 1855. feſtge⸗ 
ſtellten und verlautbarten Statuten dieſer Geſellſchaft auf Grund des Geſetzes 
vom 9. November 1843, über die Aktiengeſellſchaften hierdurch Meine Geneh⸗ 
migung ertheilen. f ö 
„ Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt mit den anbei zuruͤckerfolgenden Statuten 
3 durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 30. April 1855. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Juſtizminiſter. 


Revidirte Statuten 


der 2 
Preußiſchen See⸗Aſſekuranz⸗Kompagnie 


im Stettin 


A. Einrichtung und Zweck der Geſellſchaft. 


5 H. 17 


Die auf Grund der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 5. Januar 1821. Zweck. 
durch die Miniſterien der Juſtiz und des Handels unterm 12. Maͤrz 1825. 
beftätigte, mit einem Aktienkapital von 450,000 Thaler begründete Preußiſche 
See⸗Aſſekuranz⸗Kompagnie, welche in Stettin ihren Sitz hat und Verſicherun⸗ 
gen gegen Gefahr zur See und auf Stroͤmen uͤbernimmt, wird mit den Rech⸗ 
ten einer Aktiengeſellſchaft fernerweit prolongirt, und zwar unter nachſtehenden, 
theils ſchon bisher guͤltigen, theils neu vereinbarten Beſtimmungen. 


H. 2. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf weitere 50 (funfzig) Jahre, vom Dauer. 

1. Mai 1855. ab, beſtimmt. Soll entweder innerhalb dieſer funfzig Jahre 
eine Auflöfung, oder nach Ablauf der funfzig Jahre eine Fortſetzung der Ge⸗ 
ſellſchaft erfolgen, ſo iſt dazu ein, nach Stimmenmehrheit von 11 Dritteln 
der anweſenden Aftionaire zu faſſender Beſchluß einer unter Be u 
(Nr. 4213.) 8 e 
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des Zweckes zu berufenden Generalverſammlung, und außerdem die landes⸗ 
herrliche Genehmigung erforderlich. 


H. 3. 

aas lite Das Grundkapital der Geſellſchaft (§. 1.), welches während ihrer Dauer 
al und Aktien. nicht zurückgenommen werden darf, wird durch ſechshundert auf beſtimmte 
W lautende Aktien, jede von ſiebenhundert und funfzig Reichsthaler, 

argeſtellt. 
Davon ſind urſpruͤnglich Einhundert und funfzig und nachtraͤglich dreißig, 
überhaupt alſo Einhundert und achtzig Reichsthaler Preußiſch Kurant auf jede 
Aktie baar eingezahlt, uͤber die uͤbrigen fuͤnfhundert und ſiebenzig Reichsthaler 
aber von den Aktionairs für jede Aktie Ein Wechſel an die Order der Di⸗ 
rektion der Kompagnie ausgeſtellt worden, worauf die ſpaͤter etwa nach Be 
darf zu bewirkenden Einzahlungen abgeſchrieben werden. Das Formular zu 
f w Wechſel iſt dieſen Statuten sub A. und das Formular der Aktie iſt 

9 


a sub B. beigefügt. 
H. 4 


Verzinſung. Fuͤr den erſten geleifteten baaren Einſchuß von zwanzig Prozent, alſo 
von Einhundert und funfzig Reichsthaler, bezahlt die Kompagnie, ſoweit die 
Einnahmeuͤberſchuͤſſe des verfloſſenen Rechnungsjahres dazu ausreichen, jährlich 

vier Prozent Zinſen; auf den ſpaͤter geleiſteten Nachſchuß von dreißig Reichs⸗ 
thalern per Aktie, ſowie auf die uͤbrigen baaren Einſchuͤſſe, welche ſpaͤterhin 
gefordert werden möchten, werden keine Zinſen verguͤtet. 


. 3, : 
Veräußerun⸗ Die Veraͤußerung der Aktien iſt nur mit Genehmigung der Direktion 
gen. und an ſolche Perſonen zulaͤſſig, welche als Mitglieder der Geſellſchaft anzu⸗ 


nehmen in keiner Weiſe bedenklich iſt. Das Recht, dieſe Genehmigung zu er⸗ 
theilen, oder fie zu verſagen, ſteht der Direktion unbedingt zu, ohne daß ſie 
verpflichtet wäre, Gründe anzugeben. Wird die Veräußerung Seitens der 
Direktion genehmigt (was auf der Aktie zu vermerken), ſo werden dem Ver⸗ 
äußerer feine Wechſel für die veräußerten Aktien zuruͤckgegeben und an deren 
Stelle von dem Erwerber neue Wechſel zu gleichem Betrage, an die Order 
der Direktion lautend, eingeliefert. f 


H. 6. 


Ausländer. Die Aktien ſollen in der Regel nur auf den Namen ſolcher Perſonen 
lauten oder umgeſchrieben werden, welche der Preußiſchen Gerichtsbarkeit un⸗ 
terworfen ſind. Wollte ein Auslaͤnder Aktien auf eigenen Namen erwerben, 
ſo muß er fuͤr die Erfuͤllung ſeiner Verbindlichkeiten einen der Preußiſchen 
Gerichtsbarkeit unterworfenen Kaventen ſtellen, gegen den die Direktion nichts 

zu erinnern findet, und welcher ſich für die Verpflichtungen des auslaͤndiſchen 

Aktionairs ſelbſtſchuldneriſch verbuͤrgt. 6 : 

| 1 5 8 H. . 


H. IR 


Wenn ein Aktionair die baaren Zahlungen, welche von der Direktion Vaarzahlung. 


verlangt werden, nicht innerhalb zweier Monate, nachdem dies Verlangen ihm 
bekannt gemacht worden, prompt einzahlt, ſo hat die Direktion das Recht, 
feine Aktien, ohne alle Formalitäten, für feine Rechnung durch einen vereideten 
Maͤkler verkaufen zu laſſen. Eine Kompenſation auf die von der Direktion 
geforderten baaren Zahlungen mit etwanigen Gegenforderungen an die Kom⸗ 
pagnie findet von Seiten des Aktionairs niemals, und unter keinerlei Vorwand 
ſtatt, dieſe Gegenforderung moͤge ſein, von welcher Art ſie wolle. 


H. 8. 


Ereignet es ſich, daß ein Aktionair inſolvent würde, fo muͤſſen die Ku⸗ 
ratoren ſeiner Maſſe innerhalb dreier Monate, nachdem die Zahlungseinſtellung 
erfolgt iſt, unter Beobachtung der im H. 5. enthaltenen Vorſchriften, die Aktien, 
welche er beſitzt, an einen Andern verkaufen. Geſchieht dies nicht, ſo hat die 
Direktion das Recht, die Aktien fuͤr Rechnung des Falliten ohne weitere For⸗ 
malitaͤt durch einen vereideten Maͤkler verkaufen zu laſſen. Verweigern die 
Kuratoren die Herausgabe der Aktien, ſo kann die Direktion ſolche fuͤr null 
und nichtig erklaͤren und dem Kaͤufer derſelben neue Aktien ausfertigen. Hat 
die Kompagnie an einen infolvent gewordenen Aktionair irgend einen Anſpruch, 
fo iſt fie berechtigt, auf Höhe feiner Aktien ein Retentions⸗ und Kompenſations⸗ 
recht auszuüben, welches ihm jedoch niemals und wegen keinerlei Forderung 
an die Kompagnie zuſteht. 


— F. 9. 


Die Aktien der Kompagnie koͤnnen niemals mit gerichtlichem Arreſt be⸗ 
legt werden. Be: 


B. Die Direktion. 
§. 10. 


Die Direktion der Kompagnie beſteht aus fuͤnf in Stettin wohnhaften 
Direktoren, von denen ein jeder mindeſtens fuͤnf Stuͤck Aktien beſitzen und 
waͤhrend der Dauer ſeiner Funktion bei der Kompagnie als Kaution nieder⸗ 
legen muß. f f 

Wird ein Direktor inſolvent, ſo ſcheidet er aus der Direktion aus, kann 
jedoch wieder gewaͤhlt werden, ſobald er ſich mit ſeinen Glaͤubigern vollſtaͤndig 
arrangirt hat. | 55 

Ein Direktor, der verhindert wird, an den Geſchaͤften Theil zu nehmen, 
kann ſich durch einen andern Direktor vertreten laſſen. on 
(Ar. 42130 N H. 11. 


Inſolbenz. 


Arreſt. 


Direktoren. 


Wahl, 


= Id 


$ 11. 


Die Wahl eines jeden der fünf Direktoren erfolgt auf die Dauer von 
fuͤnf Jahren. 


Scheidet ein Direktor vor Ablauf dieſer fünf Jahre gänzlich aus, fo 
erfolgt die Wahl feines Nachfolgers nur auf die noch übrige Amtsdauer des 
Nee ſo daß dadurch der regelmaͤßige fuͤnfjaͤhrige Wahlturnus nicht 
veraͤndert wird. 8 i ö 


Eine ſolche Neuwahl muß erfolgen, ſobald zwei oder mehr Direktoren 
in dieſer Art ausſcheiden. 5 


* 


H. 12. 


In der erſten Generalverſammlung nach Beſtaͤtigung der revidirten Sta⸗ 
tuten werden die fuͤnf Direktoren gewaͤhlt. Von den fuͤnf Direktoren ſcheidet 
jaͤhrlich, ſobald die Jahresrechnung gelegt iſt, einer aus. Die Reihenfolge 
wird fuͤr die erſten fuͤnf Jahre durch das Loos beſtimmt. Die Wahl des 
neuen Direktors erfolgt durch die Generalverſammlung. Die Direktion macht 
dazu geeignete Vorſchlaͤge. Außerdem ſteht jedem Aktionair das Recht zu, 
Vorſchlaͤge zu machen. Derjenige von den vorgeſchlagenen Kandidaten, welcher 


in der Generalverſammlung die relative Stimmenmehrheit erhaͤlt, iſt zum Di⸗ 


rektor gewählt. Ausſcheidende Direktoren find wieder wählbar. Die getroffene 


Wahl wird durch die im H. 27. bezeichneten ‚öffentlichen Blätter befannt 


Geſchäftslei⸗ 
tung. 


Gratial. 


gemacht. 
§. 13. 


Die Direktion leitet und organiſirt mit Huͤlfe des Bevollmaͤchtigten den 
geſammten Geſchaͤftsbetrieb und iſt die vorgeſetzte Inſtanz fuͤr den Bevollmaͤch⸗ 
tigten. Sie legitimirt ſich eintretenden Falls durch ein auf Grund der Wahl⸗ 
protokolle von einem Notar ausgeſtelltes Atteſt. Sie waͤhlt alljaͤhrlich ihren 
Vorſitzenden. 5 


Zweien der Direktoren, die vor ſaͤmmtlichen Direktoren durch Stimmen⸗ 
mehrheit, jedesmal auf Ein Jahr, dazu gewaͤhlt werden, werden die Geſchaͤfte 
von verwaltenden Direktoren uͤbertragen. Sie ſind verpflichtet, am Ende eines 
jeden Monats die geſammte Direktion von den ſtattgehabten Geſchaͤften, dem 
Kaſſenbeſtande und dem Portefeuille genau zu unterrichten. N 


H. 14, 


Ein jeder Direktor erhält für feine Bemuͤhungen jährlich ein Gratial 
von Einem Prozent des jährlichen Nettogewinnes, welcher der Kompagnie nach 
Abzug aller Zinſen, Schaͤden und Koſten uͤbrig bleibt, bei Ablegung der Jah⸗ 

res⸗ 
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resrechnung ausgezahlt. Es koͤnnen aber ſpaͤtere Verluſte das einmal an die 
Direktoren gezahlte Gratial nicht ſchmaͤlern. Der abgetretene Direktor erhaͤlt 
das Eine Prozent von dem reinen Gewinne des Jahres pro rata ſeiner Amts⸗ 
dauer, die Erben des etwa Verſtorbenen erhalten den vollen Betrag vom Gra⸗ 
tial des laufenden Jahres. 


H. 15. 


Die Direktion verſammelt ſich ſo oft ſie es für. nöthig halt. Bei dieſer Verſamm⸗ 
Verſammlung hat jeder anweſende Direktor Eine Stimme und das Recht, nach lungen, 
der Reihenfolge etwas vorzutragen. Zur Beſchlußfaͤhigkeit gehoͤrt die Anweſen⸗ 
heit von drei Direktoren. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. 


H. 16. 


Jedes Direktionsmitglied hat das Recht, nach dreimonatlicher Aufkuͤn⸗ Austritt. 
digung ſeine Stelle niederzulegen. Ebenſo iſt ein Direktionsmitglied als ent⸗ 
laſſen anzuſehen, wenn die Entlaſſung in einer Generalverſammlung mit zwei 
Dritteln der anweſenden Stimmen beſchloſſen wird. N 


C. Der Bevollmaͤchtigte. | 


H. 17. 


Der Bevollmaͤchtigte, welcher jederzeit Aktionair der Geſellſchaft fein Geſchaſtsbe⸗ 
muß, beſorgt die laufenden Geſchaͤfte und vertritt die Geſellſchaft auf Grund ſorgung. 
dieſes Statuts und ohne beſondere Vollmacht in allen rechtlichen Beziehungen 
nach Außen hin, namentlich auch in den Faͤllen, wo die Geſetze eine Spezial⸗ 
Vollmacht erfordern. Er legitimirt ſich eintretenden Falls durch ein von einem 
Notar auf Grund ſeines Wahlprotokolls auszuſtellendes Atteſt. Ihm liegt 
ob, die Verſicherungen mit den ſich meldenden Perſonen zu kontrahiren und 
die daruͤber zu ertheilenden Policen in Vollmacht der Preußiſchen See⸗Aſſe⸗ 
kuranz⸗Kompagnie zu zeichnen. Die demnaͤchſt auszufertigenden Policen werden 
von einem der Direktoren mit unterzeichnet. Der Bevollmaͤchtigte hat im All⸗ 

emeinen und namentlich bei Schließung der Verſicherungsvertraͤge die nöthige 
orſicht zu beobachten und ſich genau an die Vorſchriften dieſer Statuten und 
100 die von der Direktion zu ertheilenden Inſtruktionen und Anweiſungen zu 
alten. 5 
In bedenklichen Faͤllen kann er ſofort die ſaͤmmtlichen Direktoren ver⸗ 
ſammeln, um daruͤber gemeinſchaftlich Ruͤckſprache zu nehmen, und muß ſich 
deren Beſchluß zur Richtſchnur dienen laſſen. Sollte der Bevollmaͤchtigte durch 
Krankheit oder andere Zufaͤlle behindert ſein, ſo muß die Police von Einem 
der verwaltenden Direktoren gezeichnet und uͤberhaupt ſein Geſchaͤft durch einen 
der Direktoren verſehen werden. n , 
Jahrgang 1855. (Nr. 4213.) 37 Uebri⸗ 


Pflichten, 


Wahl und 
Gehalt. 


Komptoirper⸗ 
ar ! 


= 0 = 


Uebrigens verfteht es ſich von felbft, daß der Bevollmaͤchtigte und die 
Direktoren, welche die Police zeichnen, daraus nur als Mandatarien der Ge⸗ 
a en u find, und die Verſicherten weitere Anſpruͤche an fie perſoͤnlich 
nicht haben. 


H. 18. 


Es gehört ferner zu den Pflichten des Bevollmaͤchtigten, im Einver⸗ 
ſtaͤndniß mit der Direktion, fuͤr die gute und ſichere Benutzung der in der Kaſſe 
etwa vorhandenen disponiblen Gelder zu ſorgen. Zum Dokumentenkaſten hat 
einer der verwaltenden Direktoren und der Bevollmaͤchtigte jeder einen beſon⸗ 
deren Schlüffel. Der Bevollmaͤchtigte ſorgt für den prompten und ordentlichen 
Betrieb der Geſchaͤfte auf dem Komptoir, und hat zunaͤchſt die Beaufſichtigung 
uͤber die Komptoirbedienten. Bei den Verſammlungen der Direktion iſt er 
mit zuzuziehen und hat eine, jedoch nur berathende, Stimme. 


H. 19. 


Die Wahl des Bevollmaͤchtigten erfolgt durch die Generalverſammlung 
auf Vorſchlag der Direktion durch abſolute Stimmenmehrheit. Wegen 
feines Gehalts und der Dauer feines Amts hat der Bevollmaͤchtigte ſich, vor: 
behaltlich der Genehmigung der Generalverſammlung, mit der Direktion zu eini⸗ 
gen. Derſelbe darf auf keinen laͤngeren Zeitraum als zehn Jahre, und nur mit 
dem Vorbehalte gewaͤhlt werden, daß ihm auch wahrend der Dauer feines Konz 
trakts gekuͤndigt werden kann, wenn er den Erwartungen der Geſellſchaft nicht 
entſpricht und die Generalverſammlung durch Stimmenmehrheit feine Entlaſ⸗ 
ſung beſchließt. Er erhaͤlt außer dem Gehalt auch noch eine Tantieme bis hoͤch⸗ 
ſtens fuͤnf Prozent des reinen Gewinnes, welcher nach Abzug aller Zinſen, 
Schaͤden und Koſten, uͤbrig bleibt. 

Der Bevollmaͤchtigte darf kein anderes Amt annehmen und weder fuͤr 
ſich, noch fuͤr Andere, irgend ein Geſchaͤft betreiben, oder betreiben laſſen. 


H. 20, 


Sollte die Kompagnie zu zeichnen aufhoͤren und liquidiren, ſo erhaͤlt der 
Bevollmaͤchtigte noch ein Jahr lang, von dem deshalb gefaßten Entſchluſſe an 
gerechnet, ſein Gehalt, iſt aber dagegen verpflichtet, die bei der Liquidation vor⸗ 
kommenden Geſchaͤfte zu beſorgen. Dauert das Liquidationsgeſchaͤft länger als 
ein Jahr, ſo hat die Direktion wegen der ferneren Remuneration des Bevoll⸗ 
maͤchtigten mit demſelben eine Vereinigung zu treffen. 


H. 21. 


Den Buchhalter und Sekretair, ſo wie das etwa ſonſt noͤthige Komptoir⸗ 
Perſonal, waͤhlt und verabſchiedet der Bevollmaͤchtigte mit Genehmigung der 


Direk⸗ 
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Direktoren, unter deren Befehlen ſie ebenfalls ſtehen, und welche die Salairs 
beſtimmen. 


Die Direktion iſt berechtigt, ihnen in außerordentlichen Faͤllen oder bei 
guͤnſtigerem Fortgange des Geſchaͤfts ein beſonderes Gratial zu bewilligen. 


D. Die General-Verſammlung. 
H. 22. 


Jaͤhrlich im Monat März wird eine Generalverſammlung der Aktionaire Generalber⸗ 
gehalten. In dieſer Verſammlung wird die nach kaufmaͤnniſchen Grundſaͤtzen . 
aufzumachende Bilanze und eine Ueberſicht von dem Zuſtande des Vermoͤgens 
der Kompagnie vorgelegt, und ſodann, nach dem Beſchluſſe der Direktion, ein 
Theil des etwanigen Ueberſchuſſes, jedoch nie uͤber die Haͤlfte, vertheilt, der 
nicht vertheilte Ueberſchuß bis zur Höhe von 50,000 Rthlrn. aber dem Fonds 
der a zugeſchlagen. Die Ueberſchuͤſſe uͤber 50,000 Rthlr. werden ganz 
vertheilt. b 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden ſtatt, ſobald es die Di- 
rektion für angemeſſen erachtet, oder die Befiger von Einhundert Aktien unter Ans 
gabe des Zwecks es ſchriftlich beantragen. 5 


Die Einladung zu den Generalverſammlungen erfolgt durch dreimalige 
Inſertion in die im F. 27. bezeichneten oͤffentlichen Blätter, das erſte Mal min⸗ 
deſtens vier Wochen vor dem Termine. 


Den Vorſitz fuͤhrt der vorſitzende Direktor. 


Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen erfolgen, ſoweit nicht beſon⸗ 
dere Ausnahmen feſtgeſetzt ſind, durch Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Sollte einer oder 
der andere der Aktionaire in einer Generalverſammlung einen Antrag zu ſtellen 
beabſichtigen, ſo muß er dies der Direktion wenigſtens vierzehn Tage vor dem 
zur Verſammlung feſtgeſetzten Termine ſchriftlich anzeigen und derſelben fpezielle 
Mittheilung uͤber den Inhalt des beabſichtigten Antrages machen. Geſchieht 
dies nicht, fo kann die Direktion den Vortrag und die Beſchlußnahme daruͤber 
bis zur naͤchſten Generalverſammlung vertagen. Das Protokoll in den Gene⸗ 
ralverſammlungen wird von einem Notar gefuͤhrt, und außer demſelben, von 
den anweſenden Direktoren, dem Bevollmaͤchtigten und denjenigen Aktionairen 
unterſchrieben, welche daſſelbe unterzeichnen wollen. 


H. 23. 


Wer nicht erſcheint, hat keine Stimme, und muß ſich den Beſchluͤſſen Stimmrecht. 
der Mehrheit unterwerfen; er kann aber auch das Recht, fuͤr ihn zu ſtimmen, 


durch ſchriftliche Vollmacht an einen andern Aktionair uͤbertragen. Ehemaͤnner 
(Nr. 4213.) 37* können 
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koͤnnen fuͤr ihre Frauen, Vormuͤnder fuͤr ihre Muͤndel, Kuratoren fuͤr ihre Ku⸗ 
randen, Prokuranten und Vorſteher einer Handlung fuͤr die von ihnen vertre⸗ 
tene Handlung ſtimmen. Auslaͤndiſche Aktionairs koͤnnen nur durch inlaͤndiſche 
Mitglieder ihre Stimmen abgeben laſſen. 


Wer 1 bis 5 Aktien beſitzt hat 1 Stimme, 
5 > 5 


= = 5 - Stimmen, 
2 11 2 15 2 = 2 . 2 
16 20 = = 4 5 
21 Aktien und darüber = 5 - 


Kein Aktionair — und wenn er als Bevollmaͤchtigter auftritt, einſchließlich fei- 
ner eigenen — kann mehr als fünf Stimmen repraͤſentiren. Eine General: 
verſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn wenigſtens fuͤnfundzwanzig Stimmen darin 
vertreten ſind. 


E. Allgemeine Beſtim mungen. 


I 


§. 24. 


Agenten. Die Kompagnie hat das Recht, wenn ſie es in ihrem Intereſſe findet, 
an auswaͤrtigen Plaͤtzen des In⸗ und Auslandes Agenten fuͤr die Geſchaͤfts⸗ 
fuͤhrung zu beſtellen. Hierbei ſind, ſoweit es ſich um Beſtellung von Agenten 
im Inlande handelt, die Vorſchriften des Geſetzes vom 17. Mai 1853, (Ge 
ſetz Sammlung S. 293. seq.) zu beobachten. | 


H. 25. 


Streitigkeiten. Alle Streitigkeiten zwiſchen der Kompagnie und den Verſicherten gehören 
vor die ordentlichen Gerichte, wenn nicht in der Verſicherungsurkunde ein an- 
deres Forum beſtellt iſt, oder wenn nicht die Verwaltung ſich über die Bildung 
eines Schiedsgerichts mit dem Verſicherten vereinigt. a | 


§. 26. 


Abänderung Eine Abaͤnderung dieſes Statuts kann nur durch Beſchluß einer Gene⸗ 
ber Statten ralverſammlung, wenn dieſer Zweck bei der Berufung der Aktionafre angezeigt 
N iſt, und wenn zwei Drittel der anweſenden oder vertretenen Stimmen fir die 
falten ung ſtimmen und ſolche die Genehmigung des Staats erhalten, ſtatt⸗ 

finden. \ Be 5 


H. 27. 


Oeſſentliche Die oͤffentlichen Bekanntmachungen erfolgen mit rechts verbindlicher Wirk⸗ 


nachungen, ſamkeit für alle Betheiligte durch Inſertion in die Stettiner Norddeutſche Zei⸗ 
720 tung, 
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tung, in die Stettiner Oſtſee-Zeitung und in die Berliner Voſſiſche Zeitung 
oder deren Beilagen und Anzeiger. Geht eines oder das andere dieſer Blaͤtter 
ein, ſo tritt ein anderes, von der Koͤniglichen Regierung vorher bekannt zu 
machendes, oͤffentliches Blatt in deſſen Stelle. Der Königlichen Regierung 
ſteht die Befugniß zu, andere öffentliche Blätter für die Bekanntmachungen zu 


beſtimmen. 


H. 28. 


Die Geſellſchaft iſt in allen Beziehungen dem Geſetze uͤber die Aktien⸗ ano. 
Geſellſchaften vom 9. November 1843, unterworfen. e 
Die Königliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſarius zur Wahrneh⸗ 
mung des Auffichtsrechts fuͤr beſtaͤndig oder für einzelne Falle zu beſtellen. 
Dieſer Kommiſſarius kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die General⸗ 
verſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen und 
ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Rech⸗ 
nungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſell⸗ 
ſchaft Einſicht nehmen. . 7722 ; 


A. 
Formular des Wechſels. 
„5 NC 18. 
für Rthlr. 570 Preuß. Kurant. 


Vier Wochen nach Vorzeigung, welche ſpaͤteſtens am 1. Juli 1885. 
erfolgen muß, | 
re in Stettin gegen dieſen Wechſel an die Ordre 

der Direktion der Preußiſchen See-Aſſekuranz-Kompagnie daſelbſt die Summe 
von fuͤnfhundert und ſiebenzig Reichsthalern klingend Preußiſch Kurant nach 
dem Muͤnzfuße von 1764. 


(Nr. 42134214) Ä B. 
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B. 
Formular der Aktie. 


Aktie 


in der Preußiſchen See⸗Aſſekuranz⸗Kompagnie für den Werth von ſieben⸗ 
hundert und funfzig Reichsthalern klingend Preußiſch Kurant in 1 à 1 Stuͤcken 
nach dem Muͤnzfuße von 1764. 


Der Beſitzer dieſer Alte Herr rtr: 1111 


hat vermoͤge derſelben verhaͤltnißmaͤßigen Anſpruch an den Fonds und die Aus: 
theilungen der aus Aktien zu 750 Reichsthalern beſtehenden Preußi⸗ 
ſchen See-Aſſekuranz- Kompagnie in Gemaͤßheit der Statuten. 


Dieſe Aktie kann, ohne ausdruͤcklich umſtehend zu bemerkende Genehmi⸗ 
gung der Direktion dieſer Anſtalt, auf Niemand guͤltig uͤbertragen werden. 


Steil, det 185. 


N. N. Direktoren. 
N. N. 


Bevollmaͤchtigter 
der Preußiſchen See-Aſſekuranz⸗Kompagnie. 


on 7 9 (r. 4214.) Geſetz wegen Bewilligung einer Nachfriſt zum Umtauſch der, in Gemaͤßheit des 

7 Geſetzes vom 19. Mai 1851. wegen Ausfertigung und Ausgabe neuer 

v2 ee, 1FI7 IF Io Kaſſenanweiſungen, praͤkludirten Kaſſenanweiſungen und der Darlehns⸗ 
a kaſſenſcheine. Vom 7. Mai 1855, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 


Zum Umtauſch der in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 19. Mai 1851. we⸗ 
gen Ausfertigung und Ausgabe neuer Kaſſenanweiſungen (Geſetz-Sammlung 
Seite 335.) praͤkludirten Kaſſenanweiſungen vom 2. Januar 1835., ſowie der 

Ye 


Darlehnskaſſenſcheine vom 15. April 1848. wird eine Nachfriſt bis zum 1. Juli 
d. J. bewilligt. Die bewilligte Nachfriſt iſt durch die Amtsblaͤtter und durch 
Zeitungen ſaͤmmtlicher Provinzen, ſowie durch die Ortsbehoͤrden zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 19 1% | 


H. 2. 


Im Uebrigen verbleibt es bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. Mai 
1851. Auch duͤrfen nach Eintritt der auf Grund des gedachten Geſetzes be⸗ 
ſtimmten Praͤkluſivtermine die Kaſſenanweiſungen vom J. Januar 1835. be⸗ 
ziehungsweiſe die Darlehnskaſſenſcheine vom 15. April 1848. von den oͤffent⸗ 
lichen Kaſſen als Zahlung nicht ferner angenommen werden. i 


H. 3. 


Der Finanzminiſter iſt mit Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


x Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 25 


Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1855. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
5 ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


* 
(Nr. 4215.) Geſetz in Betreff der Pfarr-Auseinanderſetzungen in den vormals Königlich 
Saͤchſiſchen Landestheilen, in welche das Allgemeine Landrecht durch das 
Publikations-Patent vom 15. November 1846. eingefuͤhrt worden iſt. 
Vom 10. Mai 1855. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen zur Beſeitigung entſtandener Zweifel, nach Anhoͤrung Unſerer ge⸗ 

treuen Stände der Provinzen Brandenburg, Schleſien und Sachſen, mit Zus 

ſtimmung der Kammern, was folgt: 


Bee Auseinanderſetzungen zwiſchen den abgehenden evangeliſchen Pfarrern 
oder deren Erben und den neu anziehenden Pfarrern findet hinſichtlich der 
(Nr. 42144245.) g ö Nutzun⸗ 


„ 


Nutzungen der Pfarrlaͤndereien in den Landestheilen, in welche das Allgemeine 
Landrecht durch das Patent vom 15. November 1816. (Geſetz- Sammlung 
Seite 233.) eingeführt worden, der H. 199. Theil I. Titel 7. des Allgemeinen 
Landrechts keine Anwendung, vielmehr gilt fuͤr dieſe Auseinanderſetzungen ſtatt 
des dort bezeichneten Wirthſchaftsjahres das nach der bisherigen allgemeinen 
Obſervanz vom 1. Oktober bis 30. September zu berechnende Deſervitenjahr. 


Eine Ausnahme hiervon iſt kraft befonderer Obſervanzen zulaͤſſig. 


Auch in Anſehung des Einkommens von Kapitalien und Gerechtigkeiten, 
namentlich der Geld- und Naturalgefaͤlle, ſowie in Anſehung der den Pfarrern 
zuſtehenden Naturaldeputate, bewendet es, unter Ausſchließung des H. 171. 
Theil I. Titel 21. Allgemeinen Landrechts, bei der bisherigen Obſervanz. 


Dieſe Grundſaͤtze finden auch bei fundirten evangeliſchen Diafonatd- und 


fonftigen Pfarramtsgehuͤlfen⸗Stellen, ſowie bei evangeliſchen Kuͤſter-, Kantor⸗ 


und Schullehrer⸗Stellen in den vorgedachten Landestheilen Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. f 
Gegeben Charlottenburg, den 10. Mai 1855. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Hey dt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. i 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
„ ſch 90 f 0 ſchaftlichen Angelegenheiten; 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


